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1. Präambel Verschuldung und Überschuldung mit ihren wirtschaftlichen, rechtli-

chen, sozialen und gesundheitlichen Folgen ist als eine äußerste Ar-
mutslage zu bewerten. Sie ereignet sich heute in vielen sozialen 
Schichten. Überschuldung ist zu einem typischen Problem des wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Transformationsprozesses gewor-
den (Bertsch und Just, Armut und Überschuldung in der deutschen Zi-
vilgesellschaft in NDV 2006, S. 207 ff).  

Damit zu den bestehenden Angeboten an Schuldnerberatung bei den 
freien Wohlfahrtsverbänden und des Landkreises Lörrach die Schuld-
nerberatung erweitert werden kann und auch bisher nicht berücksich-
tigte Schuldner in den Genuss von Schuldnerberatung kommen kön-
nen, fördert der Fritz-Berger-Fonds aus Mitteln des Teilfonds „Men-
schen in Not“ Schuldnerberatung in Einzelfällen. 

 

2. Förderung   Gefördert werden Beratungen, in denen 
 

• vom Schuldner ein Antrag auf Eröffnung des Verbraucherinsolvenz-
verfahrens und/oder Restschuldbefreiung im Rahmen der Insolvenz-
ordnung gestellt wird, 

• vom Schuldner kein Antrag auf Eröffnung des Verbraucherinsolvenz-
verfahrens und/oder Restschuldbefreiung im Rahmen der Insolvenz-
ordnung gestellt wird, möglich oder gewünscht ist bzw. durchgeführt 
werden kann, 

• ein außergerichtliches Schuldenbereinigungsverfahren durchgeführt 
und mit einem außergerichtlichen Vergleich abgeschlossen wird oder 
dieses auf der Grundlage eines Planes mit den Gläubigern scheitert 
und eine Bescheinigung im Sinne von § 305 InsO erteilt wird. 

Bei höheren Verschuldungen oder mehreren betroffenen Gläubigern 
ist davon auszugehen, dass ein Insolvenzverfahren / Schuldenberei-
nigungsplan angestrebt wird und damit nach den InsO-Richtlinien ab-
gerechnet werden kann. 
Die Fallpauschalen nach den InsO-Richtlinien des Sozialministeriums 
BW werden angerechnet. 

Voraussetzung für die Förderung nach diesen Richtlinien ist, dass 
dem Schuldner die Zahlungsunfähigkeit droht bzw. diese bereits ein-
getreten ist. 

Bezieher von SGB II – Leistungen werden nicht gefördert, da für de-
ren Beratung ein gesetzlicher Anspruch nach § 16 Abs. 2 Nr. 4 SGB II 
besteht und durch die Schuldnerberatungsstelle des Landkreises er-
füllt wird. 

 

3. Antragsverfahren Antragsberechtigt sind Schuldner, die im Landkreis Lörrach wohnhaft 
sind und die sich durch eine im Landkreis Lörrach ansässige, in der 
Trägerschaft eines freien Wohlfahrtsverbandes stehende, bescheini-
gende Stelle nach § 1 Abs. 2 AGInsO haben beraten lassen. 

 
Die Fallpauschale wird auf Antrag direkt an die bescheinigende Stelle 
gezahlt. Hierzu ist das Antragsformular gem. Anlage 1 zu verwenden. 
Das Antragsformular ist vom Schuldner zu unterschreiben. Die Anga-
ben sind von der beratenden Stelle zu bestätigen. 
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4. Voraussetzungen der  Vergütet wird die Beratungsleistung gemäß Erklärung., wenn  
    Vergütung und Fall-  Fallpauschalen können abgerechnet werden die Beratung  
    pauschalen   abgeschlossen ist. 

Vergütet wird die Beratungsleistung gemäß Erklärung. Fallpauschalen 
können abgerechnet werden, wenn die Beratung abgeschlossen ist. 

Es werden folgende Fallpauschalen außerhalb des InsO-Verfahrens gewährt: 
 

SoMi Vergleich alt - neu  ab 1.1.2014 

  Bescheinigung Differenz Vergleich   Differenz 

Gläubiger alt neu   alt neu   

1 bis 5        200,00 €         241,00 €            41,00 €         300,00 €         361,00 €            61,00 €  

6 bis 10        267,00 €         322,00 €            55,00 €         343,50 €         414,00 €            70,50 €  

11 bis 15        351,00 €         423,00 €            72,00 €         427,50 €         515,00 €            87,50 €  

ab 16        435,00 €         524,00 €            89,00 €         511,50 €         616,00 €         104,50 €  

FBF Vergleich alt - neu  ab 1.1.2014 

  Bescheinigung Differenz Vergleich   Differenz 

Gläubiger alt neu   alt neu   

1 Gl.         465,00 €         506,00 €            41,00 €         565,00 €         626,00 €            61,00 €  

2 bis 5        527,00 €         568,00 €            41,00 €         627,00 €         688,00 €            61,00 €  

6 bis 10        589,00 €         644,00 €            55,00 €         689,00 €         759,50 €            70,50 €  

11 bis 15        651,00 €         723,00 €            72,00 €         751,00 €         838,50 €            87,50 €  

ab 16        651,00 €         740,00 €            89,00 €         751,00 €         855,50 €         104,50 €  
 

5. Abrechnung Die erfolgte Beratungsleistung ist durch die Bescheinigung (Anlage 2) 
nachzuweisen. Abgerechnet werden kann nach Abschluss bzw. Ab-
bruch der Beratung. Die Zahlung erfolgt dann direkt an die beratende 
Stelle. 

 

6. Deckel Für diese Richtlinien stellt der Fritz-Berger-Fonds jährlich 30.000 Euro 
zur Verfügung. Die Gewährung der Fallpauschalen erfolgt entspre-
chend dem Eingang der Rechnung und ist durch die verfügbaren Mit-
tel begrenzt. 

 

7 Rückzahlung Die Fallpauschalen sind von der bescheinigenden Stelle zurückzuzah-
len, wenn sich nachträglich erweisen sollte, dass diese zu Unrecht 
empfangen wurden. 

 
 
Ein Rechtsanspruch auf Förderung nach diesen Richtlinien besteht nicht. 
 
 
 
 
Beschlossen am 30.06.2006 
Geändert zum 01.01.2014  


